
Bundessozialgericht

- 5RK 14/75 —

Verkündet am
I m N a m e n d e s V 0 l k e s

18. Mai 1976

Reg.Hauptsekr. U r t e 1 1
als Urk.Beamter , «
d.Gesch.Stelle in dem Rechtsstreit
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Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: ...;......1................

' g e g e n

...........oconcoouvooocooooooIOOQIOQOOOUOOOIOUOOOO'

Beklagte und Revisionsklägerin,

beigeladen:

2) 00.0.0000.-....".neonceoqi000-‘o-o-oloooooclooooo.

Das Bundessozialgericht
— 3. Senat — hat auf die

mündliche Verhandlung vom 18. Mai 1976 durch seine

Richter Schroeder—Printzen — Vorsitzender -,
Dr. S c‘h m i t t‘ und Dr. H e i n z e sowie die

ehrenamtlichen Richter B 1 e n
k'e

r s und

N i t s c h e für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersaéhsen vom 29. Januar

4975 wird zurückgewiesen;

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber, wer von ihnen die Kosten
der stationären Krankenhausbehandlung des Kindes der Bei-

geladenen, Stefan Sv , für die Zeit vom 45. Oktober bis

zum 26. November 4974 zu tragen hat.

Stefan wurde am 15. Oktober 1974_im Stadtkrankenhaus Bad

Lauterberg geboren, wo seine Mutter, Beigeladéne zu 2),

als Pflichtmitglied der beklagten Deutschen Angestellten
Krankenkasse Entbindungsanstaltspflege erhielt. Kurz nach

der Geburt mußte er wegen einerlebensbedrohenden Aspire—

tionspneümonie vom Entbindungskrankenhaus aus in das Kinder-

krankenhaus "Im Borntal", Bad Sachse, gebracht werden, wo

er bis zum 26. November 4971 behandelt wurde; Das Kinder—

krankenhaus forderte mit einem Schreiben vom 16. Oktober

1971 die klagende Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK),-bei

‚der der Vater des Kindes, der Beigeladene zu 4), pflicht-

versichert war, zur Übernahme der Behendlungskosten auf.
Die Klägerin vertrat demgegenüber die Auffassung, die Be-

klagte müsse als zuerst in Anspruch genommene Krankenkasse

nach 5 205 Abs. 4 Satz 2 der Reichsversicherungsordnung
(RVG) für die Behandlungskosten aufkommen. Nachdemauch
die Beklagte die Kostenübernahme verweigert hatte - sie

hielt die Klägerin für leistungspflichtig —,
trat die

Klägerin einstweilen für die Kosten ein. Die Eltern des
Kindes wurden während dessen Behandlung nicht befragt,

welche Kasse die Kosten dafür tragen solle.

Vor dem Sozialgericht (so) hat die Klägerin sodann von der
Beklagten die Erstattung der von ihr getragenen Kosten in

Höhe von 2.098,58 DMgefordert. Das SGhat die Eltern des
Kindes beigeladen und die Klage abgewiesen (Urteil vom
21. März 1975): Die Ansprüche auf Mutterschaftshilfe nach

._ 5 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


@@195 ff RVG stünden selbständig neben denen auf Familien—

krankenhilfe nach 5 205 i.V.m. @@482 ff EVO. Die Krankheit

des.Kindes stelle einen neuen Versicherungsfall dar, jeder

der B€igeladenen hätte somit von seiner Kasse Leistungen

der Familienkrankenhilfe beanspruchen können. Nach 5 205

Abs. 4 Satz 4'Rvo sei in einem solchen Falle die Leistung
nur einmal zu gewähren, und zwar habe die zuerst in An—‘

spruch genommene Kasse zu leisten. wenn auch die Versicher-

'ten ihren Willen zur Inanspruchnahme nicht ausdrücklich_
erklärt hätten, ergebe sich doch aus ihrer Erklärung in der

mündlichen Verhandlung, daß sie die Klägerin in Anspruch ge—
nommen haben würden.‘

Auf die Berufung der Klägerin hin hat das LandeSsozial-i

gericht (LSG) Niedersachsen das angefochtene Urteil auf—

gehoben und die.Beklagte zur Kostenerstattung verurteilt

(Urteil vom 29. Januar 4975): Das ErSuchen des Kranken—

hauses auf Kostenübernahmekönne nicht als Inanspruchnahme
im Sinne des 5 205 Abs. 4 Satz 2 BVD angesehen werden, ein

stillschweigendes Einverständnis des Beigeladenen zu 4) mit

der Inanspruchnahme seiner Kasse sei nicht zu erkennen..Er

habe im Berüfungsverfahren erklärt, daß weder er noch seine

Ehefrau dazu befragt worden seien. Liege demnach keine Er-

klärung der Eltern vor, so sei ein zumindest stillschweigen—

des Einverständnis der Mutter — und auch des Vaters —
dahingehend anzunehmen, daß für eine unmittelbar bei oder

nach der Entbindung erforderlich werdende Krankenpflege des

neugeborenen Säuglinge die bereits um Mutterschaftspflege

angegangene Krankenkasse zuständig sein solle. Dem stehe

nicht entgegen, daß der Gesetzgeber aus Gründen der

.Systematik die Vorschriften über die Leistungen der Mutter—

schaftshilfe (55 195 ff EVO) selbständig neben diejenigen

der Krankenhilfe für die Versicherten selbst (55182 ff EVO)
Und insbesondere neben die der Familienhilfe (@ 205 RVG)

gestellt habe, also den Fall der Entbindung neben den der

Krankheit zu einem selbständigen Versicherungsfall erhoben

habe. Demnach sei die Beklagte als leistungspflichtige
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Die Beklagte rügt mit der zugelassenen Revision die unrich-

tige Anwendung des 5 205 EVO. Ihre Inanspruchnahme im

.Rahmen der Mutterschaftshilfe führe allein zur Übernahme

der Enthindungs—und Wochenpflegekostenfür Mutter und Kind,
denn der Gesetzgeber habe sowohl die SChwangerschaft als

auch die Entbindung und die anschließende—Wochenpflege ein-‘

schließlich der pflegerisdnen'ßetrenung des %ängktngs éks

Versicherungsfall eigener Art geregelt. Die nachträgliche

Erklärung der Eltern vor dem SG sei wirksam. Das Gesetz

enthalte keine Frist für eine Willenserklärung der Ver—

sicherten. Nach Ansicht des LSG würde grundsätzlich die

“Kasse leistungspflichtig, die die Mutterschaftshilfe er—
bringe, damit würden jedoch die Leistungsfällé der Mutter-
schaftghilfe und der Krankheit zu einem einheitlichen

Leistungsfall. '

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil HüfZUheben.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.-Ergänzend

weist sie dgrauf hin, daß die Behandlungdes Kindes im
Krankenhaus nur die Fortsetzung seiner ärztlichen Betreuung

in der Entbindungsanstalt darstelle. In Wahrheit liege nur

ein Versicherungsfall vor, für den die Kasse der Mutter-

schaftshilfe weiterhin Zuständig bleibe. Dies entspreche

auch der bei den gesetzlichen Krankenkassen in Nieder—

sachsen bestehenden Verwaltungeübung, der sich die Beklagte

jedoch nicht angésbhlosßen habe.

II

Die Revision ist nicht begründet. Der Klägerin steht ein'

Erstettungsanspruch gegen die Beklagte wegen der von ihr

-5-JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


& einstweilen — aufgewandten Kosten für die Familienkranken-

pflege des Kindes Stefan zu. Wie der Senat bereits in

seiner Entscheidung vom 20. Dezember 4957 (BSG 6, 497, 499 f)

dargelegt hat, handelt es sich bei dem streitigen Anspruch

um einen öffentlich-rechtlichen Eistettungsanspruch auf

dem Gebiet der Sozialversicherung, weil die Klägerin Kran—

kenversicherungsleistungen für die an sich leistungspflich-

tige Beklagte erbracht hat. Diese rechtliche Einordnung,

wie sie sich bei der Entstehung des Anspruchs ergab, ist

auch durch die am 4. Januar 4976 in Kraft getretene Regelung

des @45 Abs. 4 und 5 des Sozialgesetzbuchs'— Allgemeiner
Teil

- vom 44. Dezember 4975 (BGBl I 5045) bestätigt worden.

Auch danach richtet sich der Erstattungsanspruch gegen den

zur Leistung verpflichteten Leistungsträger nach den für'

den vorleistenden Leistungsträger geltenden Rechtsvorschrif—

ten. Beides sind Krankenversicherungsträger, ihre gegen—
seitigen Ansprüche auf Erstattung sind mithin aus dem Recht

der gesetzlichen Krankenversicherung zu entnehmen und von

den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit zu entscheiden.

Zutreffend ist das LSG davon ausgegangen, daß der vorlie—

gende Sachverhalt zwei selbständige Versicherungsfälle

betrifft, nämlich die Entbindungsanstaltspflege für die

Beigeladene zu 2) — 9 499 RVO— und die Familienkranken—

hilfe für'das Kind Stefan (5 205 i.V.m. @484 EVO). Zwar
schließt die Kassenleistung "Entbindungsanstaltspflege"

auch die durch den Aufenthalt und die Betreuung des Neuge—

borenen in der Entbindungsanstalt entstehenden Kosten mit

ein (so schon RVA GE Nr. 4068 in AN 4934 IV 220), jedoch

gilt dies nur für die notwendige Pflege des gesunden Kindes.
Tritt hingegen bei dem Kind eine Krankheit auf, die seine

Behandlung erforderlich macht, so löst dieser Versicherungs—
fall neue, selbständig zu beurteilende Leistungsansprüche

aus (vgl. Peters, Handbuch der Krankenversicherung,

47. Aufl., Anm. 5 zu 5 499). Dies ergibt sich schon aus der
vom Gesetzgeber gewählten Systematik, die die Leistungen

"der Mutter3chaftshilfe (55 495 ff RVG)selbständig neben
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die der Familienkrankehilfe (@205 Abs. 4 Satz 4 a RVG)
stellt. Sie trägt dem Grundsatz der KTankenversicherung

Rechnung, daß zwischen dem Versicherungsfall der Krankheit

und dem der Entbindung zu unterscheiden ist. Im erSten Fall
setzt die Krankenversicherung ihre Hilfe für den Ausfall

oder die Beeinträchtigung körperlicher oder geistiger Funk;

tionen ein, bei der Entbindung hingegen sichert sie den Ab—

lauf eines natürlichen Lebehsvorgangs.

Nach 5 205 Abs. 4 Satz 4 EVO in der hier anwendbaren

Fassung erhielten Versicherte u.a. für ihre unterhaltsbeé

rechtigten Kinder, wenn diese sich gewöhnlich im Inland

aufhielten und nicht anderweit einen gesetzlichen Anspruch

auf Krankenpflege hatten, Maßnahmen
zur Früherkennung von

Krankheiten, Krankenpflege und Krankenhauspflege unter den

gleichen Voraussetzungen und im gleichen Umfang wie sie

selbst. Träger eines solchen Anspruchs auf Familienhilfe
waren gegenüber ihren jeweiligen Krankenkassen sowohl der

Beigeladene zu 4) als auch die Beigeladehe
zu 2), denn

Stei'an war beiden versicherten Elternteilen gegenüber
unter-'

haltsberechtigt im Sinne der 55 4604 ff des Bürgerlichen
Gesetzbuchs, wobei es auf den Umfang der einzelnen Unter—

haltsberechtigungen nicht ankommt (Vgl. BSG6, 497, 205).
Daß der gleiche Yersicherungsfall mehrere Ansprüche be—
gründet, setzt 5 205 Abs. 4 RVO als mögliches Ergebnis der
gesetzlichen Regelung aus den Abs. 4 bis 5 ausdrücklich

voraus. Für diesen Fall der mehrfachen Anspruchsberechti—

gung bestimmt 5 205 Abs. 4 Satz 4 EVO, daß die Leistung
nur einmal gewährt wird.

Daleistungspflichtig nach5 205Abs. 4 Satz 2 RVGdie zu-
erst in Anspruch genommene Kasse ist, bedarf die.Frage der
Inanspruchnahme zunächst der Untersuchung. Für die Beant—

wortung dieser Frage ist davon auszugehen, daß Träger des

Anspruchs auf Familienkrankenhilfe der VersiCherte ist
_

(€ 205 Abs. 4 Satz 4 RVO}1Das Versicherungsverhältnis, aus
dem der Leistungsanspruch erwächst, besteht zwischen ihm
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und seiner Krankenkasse, demgemäß kann auch nur der Ver—

sicherte den Anspruch wirksam gegen die Krankenkasse geltend

machen. Zur Geltendmachung bedarf es entweder einer aus-

drücklichen Willenserklärung des Versicherten oder doch
eines schlüssigen Verhaltens, aus dem sein Wille, von der

Krankenkasse eine Leistung zu beanspruchen, deutlich erkenn-

bar wird (ä 4545 Abs. 4 Nr. 2 EVO). Die bloße Übersendung

eines Formulars zur Kostenübernahme von einer Krankenhaus—

verwaltung an eine Krankenkasse ist — vor allem wenn der

Versicherte, wie vorliegend, davon nicht Kenntnis erhält -
für sich allein keineswegs als Inanspruchnahme der Kranken-

kasse im Sinne des Gesetzes anzusehen, zumal dabei auch die

Gefahr mißbräuchlicher Benutzung nicht völlig außer Betracht
bleiben kann. Der in diesem Rechtsstreit zu beurteilende

Sachverhalt unterscheidet sich wesentlich von dem, der der

Entscheidung des Senats vom 20. Dezember 4957 (BSG 6, 497)
Izugrunde lag, denn dort hatte die Versicherte ihrer Kasse

auf deren Rückfrage hin Angaben zum Leistungsfall gemacht.

Ob auch eine stillschweigende Ermächtigung des Leistungs—

empfängers durch den Versicherten für eine Inanspruchnahme

im Sinne des 5 205 Abs. 4 Satz 2 EVO ausreichen könnte
(vgl. dazu SozR Nr. 25 zu 5 205 RVG), bedarf im vorliegen—

den Fall keiner Erörterung. ‘ '

Nach den das Revisionsgericht bindenden, nicht angefochtenen '

Feststellungen des LSG ist der Vater des Kindes, der Bei-
geladene zu 1), nicht befragt worden, welche Krankenkasse

die Kosten für die Krankenhausbehandlung des Kindes über—

nehmen sollte. Er hat auch von sich aus weder eine dahin-‘

gehende Bestimmung getroffen noch sein Einverständnis dazu
erklärt, daß die AOK die Kosten der Familienkrankenhilfe
tragen sollte. Nur er wäre aber berechtigt gewesen, die

'Klägerin als leistungspflichtig in Anspruch zu nehmen. Die

Mutter des Kindes, die Beigeladene zu.2), hat ebenfalls
keine Erklärung abgegeben, daß ihre Kasse, die Beklagte, die

Krankenhauspflege für Stefan übernehmen sollte.
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£“.

Wie das LSG zutreffend entschieden hat, kann aus nachträg+

lichen Befragungen der Versicherten, so wie sie das SG im

Gerichtsverfahreh durchgeführt hat, keine Inanspruchnahme

hergeleitet werden. Zumindest bei Sachleistungen wie der

Krankenhauspflege kann die Erklärung über ihre Inanspruch—

nahme längstens bis zu dem Zeitpunkt abgegeben werden, bis

zu dem sie erbracht werden ist. Das folgt aus der Art und

Weise der Regelung, wie sie in 5 205 Abs. 4 EVO getroffen

werden ist. Das den Versicherten zugebilligte Auswahlrecht

der ersten Inanspruchnahme führt zur Leistungspflicht nur

‚
einer Kasse (obgleich auch die andere verpflichtet wäre),

und die.gesetzliche Regelung sieht auch keine nachträgli-

chen (Teil—) Ausgleichungen zwischen den Kassen vor. Ziel

der Regelung ist mithin eine möglichst einfache Anspruchs-

abwicklung (vgl. BSG 25, 222, 225). Dieser Zwecksetzung
wird nur dann entsprochen, wenn der Versicherte spätestens

bis zur Beendigung des üankenhausaufenthaltsbestimmt,
welche Kasse dafür aufkommen soll. Andernfalls müßte eine

der in Frage kommenden Kassen die Kosten einstweilen überneh-

men, und zwischen den Kassen entstünden, wenn der Versicher-

te späterhin die andere als leistungspflichtig angäbe, nach-

träglich Ausgleich8ansprüche. Da bei der Regelung nach 5,205
Abs. & RVO Ausgleichsforderungen aber gerade vermieden werden

sollen, ergibt sich aus der Natur der Sache, daß die Inan- '

spruchnahme spätestens bis zur Beendigung der Sechleiatung

vorgenommen werden kann.

Der
Fall,

daß bei einer Familienkrankenhilfe zwei Kranken—

kassen als leistung5pflichtig in Betracht kommen, daß aber
die leistungsberechtigten Veraicherten keine Bestimmung

— sei es ausdrücklich, sei es konkludent — darüber treffen,

welche der Kassen die Leistung erbringen soll, ist im Ge-

setz nicht geregelt. Diese planwidrige —denn es ist nichts
dafür erkenntlich, daß der Gesetzgeber diesen Sachverhalt
für nicht regelnngabedürftig gehalten hätte —Lücke ist vom
Senat unter-Beachtung der Gesamtregelung zu schließen. .

Danach erscheint es für den vorliegenden Fall sinnvoll
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und durch den Sachzusammenhang geboten, die Kasse als

leistungspflichtig anzusehen, die bereits die Entbindungs—
anstaltspflege gewährt. Diese Kasse erfüllt schon die An—

sprüche, die der Mutter des Kindes aus Anlaß der Entbindung

zustehen, und sie erfüllt darüber hinaus als ihr obliegende

Nebenleistung auch die — nicht krankheitsbedingte — Pflege
_des Neugeborenen in der Entbindungsanstalt. Demnach hat diese,

Kasse eine wenn auch nur nebenher begründete Leistungsver—
pflichtung gegenüber dem Neugeborenen. Der anderen Kasse hin-

gegen ist bis zu diesem Zeitpunkt noch keine Leistungsver—

pfliohtung erwachsen, möglicherweise ist ihr der Entbindungs—

fall überhaupt nicht bekannt. Wenn sodann bei dem neugebore—

nen Kind eine Erkrankung auftritt, die Krankenhilfe erforder-
lich macht, so wird diese häufig bereits von dem Krankenhaus
geleistet werden können, in dem die Versicherte Entbindungs-

anstaltspflege erhält. Da bei einem solchen Sachverhalt

Pflege des Kindes und Krankheitsbehandlung nahtlos ineinander

übergehen, bietet es sich auf Grund des Sachzusammenhangs

an, den bisherigen Leistungsträger als verpflichtet anzusehen,

auch für diese Kosten einzustehen. Nichts anderes kann dann

gelten, wenn das Neugeborene infolge der Art seiner Erkran-
kung in ein anderes Krankenhaus überführt und dort die

Krankenhauspflege geleistet werden muß, denn im Regelfall

wird dabei die Behandlung des Kindes auch schon in der Ent-

bindungsanstalt, und zwar bei der Entdeckung der Krankheit

einsetzen müssen. Nach den Feststellungen des LSG ist das

vorliegend ebenfalls so gewesen, denn bereits der Arzt der
Entbindungsanstalt — der Gynäkologe des Stadtkrénkenhauees

—
hat an dem Kind Behandlungsmaßnahmen — künstliche Beatmung —
vorgenommen. Dem engen Sachzusammenhang entspricht es, die

Leistungsverpflichtung ebenfalls Zusammenzufassen. Diese

Art der Regelung, die überdies auch in einigen Verbänden.der

gesetzlichen Krankenkassen vertraglich vereinbart worden iSt

und geübt wird'(vgl. BKK 1969, 70 - Reg.—Nr. 450/455), ent—
spricht am ehesten dem Willen des Gesetzgebers, eine möglichst

- einfache und praktikable Lösung zur Verfügung zu stellen.

_I'o...
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Bei Anwendung dieser Grundsätze ergibt sich, daß die

Beklagte die Kosten der Krankenhauspflege für das neuge-
borene Kind zu tragen hat, weil ihr auch die Entbindungs—

anstaltspflege'für die Mutter des Kindes, die Beigeladene

zu 2), oblag. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil_

des_LSGist somit zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts-
gesetzes.
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